

N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 10./11. Dezember 1998 Öffentliche Sitzung

Beginn: 10.12.1998, 9.12 Uhr                      Ende: 11.12.1998, 10.22 Uhr Sitzungsunterbrechung:  am
10.12.1998 von 13.14 bis 14.34 Uhr 



von 17.46 bis 18.18 Uhr und von 19.00 Uhr 



bis 11.12.1998 9.05 Uhr

Vorsitz:
Stadtpräsidentin Kietzer

1. Schriftführer/in:
Herr Kaiser



Frau Jacobsen

2. Schriftführer/in:
Herr Vieregge



Herr Cordes



Herr Altewolf, Herr Anemüller, Frau Benn,

Herr Cordes, Frau Dickhoff, Herr Diester, Frau Engelke, Herr Dr. Erdmann, Herr Fenske, Herr Finger, Herr Hahn, Frau Halbe,

Herr Hammerich, Herr Heinemann, Frau Helmig, Herr Huckriede, Frau Jacobsen, Frau Jöhnk, Herr Kaiser, Herr Kempe, Frau Ketelsen,

Frau Kietzer, Herr Kirkskothen, Herr Kluth, Frau Kohrs-Heimann, Herr Kottek, Herr Kramer, Frau Lebert, Frau Lindner, Herr Lindner,



Frau Martens, Herr Meyer, Herr Moriz,

Herr Oschmann, Frau Pohl, Herr Raupach, Frau Reimann, Herr Rogacki, Frau Schattke, 

Herr Schulz, Herr Sohn, Herr Tovar, Herr Tschorn, Herr Vieregge, Herr Vogelsang, Herr Wetzel,



Herr Weyher, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:
10./11.12.198 Frau Helmig

Es kommt später:
10.12.1998: Frau Schattke

Stadträte/innen:
Oberbürgermeister Gansel, Bürgermeisterin Bommelmann,



Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Schirmer

Es haben sich

entschuldigt:
./.

Außerdem sind anwesend: 

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und wei​tere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:
Frau Thomsen (Amt für Organisation und Verwaltungsre-



form)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit


Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt


die Anwesenden.

Zu den Haushaltsberatungen sind auch diesmal wieder Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens aus Wirtschaft und Gewerkschaft eingeladen worden. An​wesend sind u. a. Herr Kreishandwerksmeister Jürgen Gebhardt von der Kreis​handwerkerschaft, Herr Vorsitzender Horst Herchenröder vom Deutschen Ge​werkschaftsbund, Herr Bezirksleiter Rudolf Lichtenhagen von der DAG Bezirk Kiel, Herr Direktor Hartmut Lippe von der KWG, Herr Direktor Thieß Beiderwieden von der Sparkasse Kiel, Herr Geschäftsführer Jörg Rüdel von der Seehafen Kiel GmbH & Co. KG sowie Herr Geschäftsführer Finn Duggen von der KiWi GmbH und Kitz GmbH.

Stadtpräsidentin Kietzer teilt mit, daß sich ein Mitglied der Ratsversamm​lung entschuldigt hat und eins später kommt, so daß zu Beginn der Sitzung 47 und später 48 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin Kietzer stellt die Beschlußfähigkeit fest.

2. Verpflichtung eines neuen Ratsmitgliedes

Stadtpräsidentin    K i e t z e r   (SPD) teilt mit, daß Ratsherr Ingo Sohn (SPD) sein Mandat mit Wirkung ab 01.12.1998 niedergelegt hat.

Zur Nachfolge hat das Bürgeramt mit Schreiben vom 09.12.1998 mitgeteilt: "Nach § 37 des Gemeinde- und Kreiswahlgesetzes erwirbt ein/e gewählte/r Be​werber/in die Mitgliedschaft in der Vertretung mit dem Eingang der schrift​lichen Annahmeerklärung beim Wahlleiter. Gibt die oder der Gewählte binnen einer Woche nach Zustellung der Benachrichtigung über seine Wahl keine Er​klärung ab, so gilt die Wahl zu diesem Zeitpunkt als angenommen.

Da eine schriftliche Annanhmeerklärung nicht vorliegt, ist der in der Liste der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands unter lfd. Nr. 9 aufgeführte


Herr Thomas Wehner, wohnhaft Wolliner Weg 11, 24107 Kiel


ab 9. Dezember 1998 Mitglied der Ratsversammlung."

Stadtpräsidentin Kietzer (SPD) bittet Herrn Wehner nach vorne und ver​pflichtet ihn nach § 33 Abs. 5 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein durch Handschlag auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegenheiten und führt ihn in seine Tätigkeit ein.

3. Genehmigung der Tagesordnung

Stadtpräsidentin    K i e t z e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung rechtzeitig zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmnaterial und die da​zugehörigen Nachtragstagesordnungen sind


am 7. Dezember 1998 nachgeschickt


und heute auf den Tisch gelegt worden.


Die letzte Zusammenfassung ist diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet


Änderungen zur Tagesordnung - Öffentliche Sitzung


Aus den Ausschüssen

Punkt 13.  136. Änderung des F-Planes der Stadt Kiel           - Drs. 728 -



Fassung 1970 - für einen Bereich in Kiel-

Schreventeich, zwischen Gutenbergstraße, Eckern​förder Straße und Güterbahn West 

(Endgültiger Beschluß) Stadtbaurat Dr. Flagge 

- im Bauausschuß vertragt -

Punkt 14.  Werbeanlagensatzung "Küstenlinie"                   - Drs. 729 -




(Satzungsbeschluß) 




Stadtdbaurat Dr. Flagge




- im Bauausschuß zurückgestellt -


Diese beiden Punkte stehen daher heute nicht zur Beratung an.


Aus dem Ältestenrat

Punkt 7 a) Antrag zur Errichtung eines islamischen             - Drs. 725 -




Friedhofes in Kiel 




Stadtbaurat Dr. Flagge


und

Punkt 21.  Antrag zur Errichtung eines islamischen             - Drs. 763 -




Friedhofs in Kiel 




CDU-Ratsfraktion

werden gemeinsam unter Punkt 21. zur Beratung und Beschlußfassung aufgeru-


fen.


Nichtöffentliche Sitzung


Punkt 2.

Personalangelegenheit                               - Drs. 747 -




Stadtrat Schirmer 




- im Wirtschaftsausschuß zurückgestellt - 

Diese Vorlage steht daher heute nicht zur Beratung an, so daß lediglich der


zu diesem Punkt auf den Tisch gelegte Antrag der CDU-Ratsfraktion,


Drs. 791, zur Beratung und Beschlußfassung aufgerufen wird.

Die Dringlichkeit aller übrigen nachgereichten und auf den Tisch gelegten


Anträge und Vorlagen wird einstimmig anerkannt.


Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin    K i e t z e r    (SPD) stellt die Genehmigung der Ta​gesordnung in der nunmehr vorliegenden geänderten Form fest.

4. Betreff:  Wirtschaftsplan für den Abfallwirtschaftsbetrieb     - Drs. 737 ​



Kiel für das Wirtschaftsjahr 1999


Berichterstatter:  Werkleitung


Antrag:
Dem Wirtschaftsplan 1999 wird zugestimmt.


Wirtschaftsplan für den Abfallwirtschaftsbetrieb               - Drs. 788 -


Kiel für das Wirtschaftsjahr 1999 


Antrag der CDU-Fraktion


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:


Der Abfallwirtschaftsbetrieb Kiel wird aufgefordert, unverzüglich jegliche


Werbung einzustellen, die nicht im Zusammenhang mit der Wettbewerbslage


und/oder Aufklärung der Bürgerinnen und Bürger Kiels für eine ordnungsgemä-


ße Müllsammlung steht.


Beschluß über die Drs. 788: Nach Antrag - einstimmig

Beschluß über die Drs. 737: Nach Antrag - einstimmig bei 3 Enthaltungen

5. Haushaltsberatungen für 1999

Stadtpräsidentin    K i e t z e r    (SPD) verweist auf die vorliegenden


Beeratungsunterlagen:


- Die Vorlage 5. a) Haushaltssatzung                           - Drs. 736 -


- Der Vorbericht zum Haushaltsentwurf (gelb)


- Die Druckentwürfe mit



Band 1 - Haushaltsplan, Verwaltungshaushalt (blau)



Band 2 - Haushaltsplan, Vermögenshaushalt (blau)



Band 3 - Mittelfristige Finanzplanung 1998 - 2002 (blau)


- Das mittelfristige Investitionspropgramm 1998 - 2002


- Der Bewirtschaftsplan der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel 1999/2000


- Der wirtschaftsplan des Städtischen Krankenhauses


- Der Wirtschaftsplan der Kieler Sportboothofen und Ostseehalle 1999 



(Anlage 1)


- Die Ausführungsbestimmungen zum Haushaltsplan (Anlage 2)

Außerdem wurden heute der Veränderungsnachweis aus der Sitzung des Finanz​ausschusses vom 09.12.1998 sowie die in einer roten Liste zusammengefaßten Anträge der Fraktionen auf den Tisch gelegt.

Im übrigen verweist Stadtpräsidentin    K i e t z e r   (SPD) auf die unter Punkt 5. der Tagesordnung aufgeführten weiteren Beratungspunkte und das da​zu verschickte bzw. auf den Tisch gelegte Material.

Alle zum Haushalt gehörenden Punkte werden durch Stadtpräsidentin Kietzer (SPD) bei den jeweiligen Einzalabschnitten aufgerufen. Das gilt auch für die Wirtschaftspläne und die Anträge der Fraktionen.

Die Punkte 5. d) und t) werden gemäß Beschlußfassung des Ältestenrates vor


Beratung der Einzelpläne behandelt und beschlossen.


Die Wirtschaftspläne für das Wirtschaftsjahr 1999


- der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH 


- der Kieler Wohnungsbaugesellschaft mbH


- des Zentrums für maritime Technologie und Seefischmarkt 



ZTS Grundstücksverwaltung GmbH


- der Kieler Beschäftigungs- und Ausbildungsgesellschaft mbH (KIBA)

- der Wirtschaftsförderungs- und Strukturentwicklungsgesellschaft Kiel mbH



(KIWI) 


- der Seehafen Kiel GmbH und der Seehaften Kiel GmbH & Co. KG


- der Betreuungs- und Pflegedienste gGmbH


- der Horizont gGmbH


werden nach Beschlußfassung durch die Aufsichtsräte dem engültigen Haus-


haltsplan als Anlage beigefügt.

Der Ablauf der Haushaltsberatungen ist im Ältestenrat wie folgt festgelegt


worden:


Danach beträgt die Redezeit


- für den Oberbürgermeister und Kämmerer

(im Ältestenrat am 25.11.1998 festgelegt)           bis zu 5 Minuten

Der Oberbürgermeister hat seine grundsätzlichen Ausführungen zum



Haushalt bereits in der Sitzung am 29.10.1998 abgegeben.


- für die Fraktionsvorsitzenden

(Stellungnahmen)                                  15 - max. 20 Minuten

Ansonsten gelten für den Ablauf der Haushaltsberatungen und die Einzelplan​beratungen aufgrund der Beratungen im Ältestenrat folgende Redezeiten:


Dezernentinnen/Dezernenten und


Fraktionssprecher/innen bei den Grundsatz-

ausführungen zum Einzelplan bzw. Teileinzelplan    bis zu 10 Minuten


Diskussionssprecher/innen                          bis zu 5 Minuten

Jeder Sprecher und jede Sprecherin kann zu jeder Angelegenheit bis zu zwei​mal das Wort ergreifen. Angelegenheit im Sinne der Geschäftsordnung ist das, was von Stadtpräsidentin Kietzer (SPD) zur Beratung augerufen wird.

Stadtpräsidentin Kietzer wird jeden Einzelplan, und zwar Verwaltungs- und Vermögenshaushalt, gemeinsam aufrufen, aber dann getrennt abstimmen lassen.


Die "großen Einzelpläne", insbesondere wenn mehrere Dezernate berührt wer-


den, werden in Unterabschnitten aufgerufen.


Bezüglich des Mitwirkungsverbots von Ratsmitgliedern weist Stadtpräsidentin


Kietzer auf folgendes hin:

Bei den Haushaltsberatungen ist als Angelegenheit im Sinne des § 22 GO (Ausschließungsgründe) der jeweilige Haushaltsansatz zu verstehen. Ist also z. B. über einen Zuschuß an einen Verein oder eine Organisation zu beraten, so sind der oder die Betroffene bei Vorliegen der Voraussetzungen nur bei der Beratung und Entscheidung über diesen Haushaltsansatz ausgeschlossen, nicht aber bei der Beratung und Entscheidung über den entsprechenden Ein​zelplan, den Gesamthaushalt oder gar die Haushaltssatzung.

Liegen Gründe für ein Mitwirkungsverbot nach § 22 der Gemeindeordnung vor, so ist es Pflicht der betreffenden Ratsmitglieder, vor Beginn der Beratung des betreffenden Punktes den Sitzungssaal für die Dauer der Beratung dieses Punktes zu verlassen.

Stadtpräsidentin Kietzer bittet sodann den Oberbürgermeister und Kämmerer Gansel, den kommunalpolitischen Bericht und die Haushaltsrede zu halen.

5. Anträge der Fraktion 

a) Struktureller Umbau des Haushaltes der LHS Kiel             - Drs. 792 -



Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:



1. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, jedes Jahr - spätestens im




Oktober - einen Subventionsbericht vorzulegen.

2. Der sich aus dem möglichen Verkauf der KWG ergebende Erlös wird aus​schließlich zu einem Abbau der Schuldenlast der Landeshauptstadt Kiel verwendet.

3. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, mit dem Verband Politischer Jugend ein neues System der Abrechnung zu vereinbaren. Inhalt des neuen Systems muß sein, daß die Abrechnung nicht insgesamt durch den VBJ, sondern durch die im VPJ zusammengeschlossenen, einzelnen Zuwen​dungsempfänger erfolgt. Soweit diese gegenüber dem Zuwendungsgeber korrekt abrechnen, erhalten sie auch zukünftig den Zuschuß, wenn die​ser Bestandteil im Haushaltsplan der Landeshauptstadt Kiel ist.

4. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, ein Konzept zur Schließung der Jugendinformation KURBEL mit einer Verlagerung der Planstellen ins Jugendamt vorzulegen.

Ratsherr   K i r k s k o t h e n   (SPD) beantragt Einzelabstimmung und stellt den Geschäftsordnungsantrag auf Überweisung der Ziffer 3 in den Jugendhilfeausschuß.

Ratsfrau    D ic k h o f f   (Bündis 90/DIE GRÜNEN) stellt die Ge​schäftsodnungsanträge auf Zurückstellung der Ziffer 2 und Überweisung der Ziffer 4 in den Fachausschuß.


Beschluß über Ziff. 1: Nach Antrag  - einstimmig

Beschluß über den Zurückstellungsantrag zu Ziff. 2: Abgelehnt - mit


Mehrheit


Beschluß über Ziff. 2: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Überweisungsantrag zu Ziff. 3: Nach Antrag - mit


Mehrheit

Beschluß über den Überweisungsantrag zu Ziff. 4: Abgelehnt - mit


Mehrheit


Beschluß über Ziff. 4: Abgelehnt  - mit Mehrheit

5. t) Haushaltssatzung der LHS Kiel für das Haushaltsjahr 1999    - Drs. 793 ​- Personalkosten -


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Eine wirksame Entlastung des Haushaltes von Personalkosten ist langfri​stig nur durch eine kritische Aufgabenanalyse möglich. Der Oberbürger​meister wird aufgefordet, hiermit nunmehr auch tatsächlich zu beginnen.

Ratsfrau   L i n d n e r   (SPD) beantragt, den Satz 2 des Antrages wie folgt zu ändern:

"Der Oberbürgermeister wird gebeten, den eingeschlagenen Weg fortzuset​zen."

Ratsfrau   D i c k h o f f   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) beantragt, die Sät​ze einzeln abzustimmen sowie folgenden 3. Satz zu ergänzen:

"Der Oberbürgermeister gibt der Ratsversammlung in der 1. Sitzung nach der Sommerpause einen Bericht über den Stand der Aufgabenkritik." Beschluß über Satz 1: Nach Antrag - einstimmig

Beschluß über den veränderten Satz 2: Nach Antrag - mit Mehrheit Beschluß über den ergänzten Satz 3: Nach Antrag - einstimmig

Beschluß über die Drs. 793 einschl. der beschlossenen Änderungen:


Nach Antrag - einstimmig


Einzelplan 0

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL O Verwaltungs​haushalt: Abgelehnt - mit Mehrheit.

Beschluß über die Fraktinsantröge (rote Liswte) zum EPL 0 Vermögenshaus​halt: Abgelehnt - mit Mehrheit.

Beschluß über den Verwaltungshaushalt Einzlplan 0: Nach Antrag - mit


Mehrheit.

Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 0: Nach Antrag - mit


Mehrheit.


Einzelplan 1

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 1 Verwaltungs​haushalt: Abgelehnt - mit Mehrheit.

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 1 Vermögenshaus​halt: Abgelehnt - mit Mehrheit.



Einzelplan 2



Zum Vermögenshaushalt werden aufgerufen:

Punkt 5. c)  Sporthallenneubau in Russee                    - Drs. 780 



​CDU-Ratsfraktion/S-U-K-Ratsfraktion/





Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

Bau einer Sporthalle in Russee                 - Drs. 743 

​S-U-K-Ratsfraktion

Ratsherr   K o t t e k    (S-U-K) zieht im Namen seiner Fraktion den Urpsrungsantrag, Drs. 743, zugunsten des inerfraktionellen Antrages, Drs. 780, zurück.



Beschluß über die Drs. 780: abgelehnt - mit Mehrheit.

Punkt 5. q)  Theodor-Möller-Schule                          - Drs. 782 ​Ortsbeirat Elmschenhagen/Kroog



Beschluß über die Drs. 782: Abgelehnt - einstimmig.

Punkt 5. p)  Heizungssanierung Kieler Schulen               - Drs. 781 ​Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

Hierzu wurde eine Neufassung des Antrages auf den Tisch gelegt.



Aus der Diskussion heraus ändert Rasherr   O s c h m a n n   (Bünd-

nis 90/DIE GRÜNEN im Namen seiner Fraktion die Neufassung der Drs. 781 wie folgt ab: 

"1. Die Verwaltung prüft im I. Quartal 1999, ... vergeben werden können. Das Prüfergebnis wird dem Schul-, Bau- und Finanzausschuß vorgestellt. 2. Falls es zu einer Vergabe kommt, finanziert die Stadt Kiel ..."



Beschluß über die Drs. 781: Nach Antrag - einstimmig.

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 2 Verwaltungs​haushalt: Abgelehnt - mit Mehrheit.

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 2 Vermögenshaus​halt: Abgelehnt - mit Mehrheit.

Beschluß über den Verwaltungshaushalt Einzelplan 2: Nach Antrag - mit



Mehrheit.

Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 2: Nach Antrag - mit



Mehrheit.

5. Anträge der Fraktion 


c) Bau einer Sporthalle in Russee                              - Drs. 743 -


------------------------------ 



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:



Die Ratsversammlung beschließt

1. Den Neubau einer Sporthalle auf einer dafür ausgewiesenen Fläche ne​ben der Grundschule Russee. 



2. Die Baukosten auf einen Betrag von 3 Mio. DM zu begrenzen. 





3. Die erforderlichen Mittel für die Planung der Sporthalle im Haus-

halt 1999 bereitzustellen und für den Bau in den folgenden Jahren ei​ne entsprechende Haushaltsstelle einzurichten.



Die erforderliche Deckung in Höhe von ca. 40.000,00 M wird erreicht



durch Einsparungen bei den folgenden HH-Stellen:



001 7001 01 Arbeitskreis Städtesolidarität 



Streichung des Ansatzes in Höhe von 3.000,00 DM 

15 701401 Institutionelle Förderung der BUND-Kreisgruppe 



Streichung des Ansatzes in Höhe von 5.000,00 DM



3020 701101 Spendenaktion UNICEF 



Streichung des Ansatzes in Höhe von 5.000,00 DM

4525.596 Friedenspädagogische Aktionen Streichung des Ansatzes in Höhe von 2.400,00 DM 4601 700501 Projektgruppe ALI BABA 

Reduzierung des Ansatzes um 4.900,00 DM auf 228.000,00 DM (Vorjahresan-



satz) 

50702101 Beratungsstelle der Stadtmission - Arbeit mit Spielern Reduzierung des Ansatzes um 10.000,00 DM auf 20.000,00 DM (Vorjahresan​satz) 



50 701801 Eß-O-Eß/Frauentreff Mettenhof 



Reduzierung des Ansatzes um 9.700,00 DM auf 60.300,00 DM



Zurückgezogen


c) Haushaltsstelle 21.399.940 - Sporthallenneubau in           - Drs. 780 



​Russee



------------------------------------------------- 

Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion/ Bündnis 90/DIE GRÜ-  EN vor: NEN vor:



1. In Russee wird auf dem Gelände neben der Grundschule eine 2-Feld-





Sporthalle errichtet. 



2. Die Kosten werden auf 3 Mio. DM begrenzt. 



3. Die Planungsmittel in Höhe von 100.000,00 DM und eine VE in Höhe von





1,5 Mio. DM werden in den Haushalt 1999 eingestellt.



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

q) Haushalt 1999                                              - Drs. 782 


------------- 




Hierzu liegt folgender Antrag vor:

Für die Bereitstellung eines Raumes für die Betreute Grundschule an der




Theodor-Möller-Schule werden im Haushaltsjahr 1999 insgesamt




140.000,00 DM (alternativ 99.000,00 DM) bereitgestellt.


p) Einzelplan 2: Heizungssanierung in Kieler Schulen          - Drs. 781 -




------------------------------------------------- 




Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion




Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

1. Die Verwaltung prüft im I. Quartal 1998, ob die für 1999 im Entwurf des Vermögenshaushaltes geplanten Investitionen






21-082.941  Heizungssanierung Hardenbergschule 

21-141.941  Heizungssanierung an den Schulen am Göteborgring 21-182.941  Heizungssaniereung an der Friedrich-Junge-Schule 22-013.941  Heizkesselerneuerung an der Realschule Pries 

als Nutzwärmedienstleistung incl. energetischer Gebäudesanierung ausgeschrieben und vergeben werden können.

   2. Nach Vergabe an den oder die ökonomisch und ökologisch günstigsten Anbieter finanziert die Stadt Kiel die Wärmeleistung über den ver​traglich festgelegten Wärmepreis. Diese Kosten sind in den entspre​chenden Haushaltsstellen/Deckungsring einzustellen.

   3. Über die Erfahrungen mit der Wärmedienstleistung an Schulen wird die Ratsversammlung spätestens bis zu den Haushaltsberatungen für das Jahr 2000 unterrichtet.

Einzelplan 3

Punkt 5 a)  1 b) Bewirtschaftungsplan für die Bühnen der
- Drs. 736 -



Landeshauptstadt Kiel für das Wirtschaftsjahr



1999/2000

Beschluß: Nach Antrag - einstimmig.

Zum Verwaltungshaushalt werden aufgerufen:

Punkt 5 f)

Städtische Bühnen
- Drs. 756




SPD-Ratsfraktion




Alternativantrag CDU-Ratsfraktion
- Drs. 794 -

Ratsfrau   K o h r s - H e i m a n n    (SPD) übernimmt im Namen ihrer Fraktion den letzten Absatz aus dem Alternativantrag der CDU-Ratsfraktion, Drs. 794, so daß dieser nicht mehr zur Abstimmung ansteht.

Außerdem soll die Ziffer 1 dere Drs. 756 wie folgt lauten: 

"Der Oberbürgermeister legt in Zusammenarbeit mit der Spielleitung der Städtischen Bühnen und dem Land Schleswig Holstein ..."

Beschluß über die Drs. 756 in der ergänzten Fassung: Nach Antrag ​einstimmig.

Punkt 5 e)  Abschluß von Zuwendungsverträgen mit
- Drs. 755 -



soziokulturellen Zentren 



SPD-Ratsfraktion



Ergänzungsantrag S-U-K-Ratsfraktion
- Drs. 775 -



Ergänzungsantrag Ratsfraktion Bündnis 90/
- Drs. 802 -



DIE GRÜNEN



Alternativantrag cDU-Ratsfraktion
- Drs. 795 -

Ratsfrau   J ö h n k   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) zieht im Namen ihrer Frak​tion den Ergänzungsantrag, Drs. 802, zum Tagesordnungsamt 5 e) zurück.

Ratsfrau
K o h r s - H e i m a n n    (SPD) übernimmt im Namen ihrer

Fraktion den Ergänzungsantrag der S-U-K-Ratsfraktion, Drs. 775, so daß dieser nicht mehr zur Abstimmung ansteht.

Stadtpräsidentin    K i e t z e r     (SPD) stellt den ergänzten Antrag der SPD-Ratsfraktion, Drs. 755, und den Antrag der CDU-Ratsfraktion,

Drs. 795, alternativ zur Abstimmung. Dabei erhält die Drs. 755 die Mehr​heit der abgegebenen Stimmen.

Punkt 5 m)  Hof Akkerboom
- Drs. 770 -



Ortsbeirat Mettenhof

Punkt 5 n)  Kulturladen Leuchtturm
- Drs. 771 -



Ortsbeirat Pries/Friedrichsort

Punkt 5 o)  Hansastraße 48
- Drs. 772 -







Ortsbeirat Ravensberg/Brunswik/Düsternbrook

Die Tagesordnungspunkte 5 m) zbd o) stehen nicht einzeln zur Abstimmung



an, da sie im Veränderungsnachweis enthalten sind.

Punkt 5 u)  Grundsätze für die Verleihung Kulturpreis         - Drs. 796 -







CDU-Ratsfraktion



Ratsherr
L i n d n e r    (SPD) stellt den Geschäftsordnungsantrag auf



Überweisung in den Kulturauschuß.



Beschluß: Verwiesen - mit Mehrheit.

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 3 Verwaltungshaus-



halt: Abgelehnt - mit Mehrheit. 

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 3 Vermögenshaus-



halt: abgelehnt - mit Mehrheit.



Beschluß über den Verwaltungshaushalt Einzelplan 3: 



Nach Antrrag - mit Mehrheit. 



Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 3:



Nach Antrag - mit Mehrheit.

f) Städtische Bühnen                                            - Drs. 756 



----------------- 




Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

1. Der Oberbürgermeister legt in Zusammenarbeit mit der Spielleitung der Städtischen Bühnen dem Kulturausschuß bis zu seiner Sitzung im

März 1999 ein Konzept über die Verausgabung des über den Haushaltsent​wurf hinausgehenden Betrages von 400.000,00 DM vor. 

2. Der Oberbürgermeister legt der Ratsversammlung so rechtzeitig ein strukturelles Konzept für die Städtischen Bühnen vor, daß zu den Haus​haltsberatungen 2000 eine spürbare Zuschußminderung möglich wird.

l) Abschluß von Zuwendungsverträgen mit soziokulturellen        - Drs. 755 ​



Zentren




----------------------------------------------------- 




Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:



Der Oberbürgermeister wird beauftragt, mit den soziokulturellen Zentren




- Hof Akkerboom 




- Hansastraße 48 




- Kulturladen Leuchtturm

Zuwendungsverträge für die Dauer von 3 bis 5 Jahren abzuschließen.

Die Verträge sollen ab dem Jahr 2000 gelten und Aussagen über Zielverein​barungen machen, wie z. B. Programmplanung, Aktivitäten für Zuwendungsge​ber, gemeinsame Aktivitäten der Zentren, Kontrolle der Zielvereinbarun​gen, Einsparungsmöglichkeiten.

Es sollen insbesondere Aussagen über die Strukturqualität (Rahmenbedin​gungen), Prozeßqualität (Methoden, Konzepte, Umsetzung) und Ergebnisqua​lität (Produkte, Mengen, Dokumentation) enthalten sein. 

Die Vertragsverhandlungen sind bis zum 31.07.1999 zum Abschluß zu bringen und der Ratsversammlung vorzulegen. Über den Verlauf der Vertragsverhand​lungen ist dem Kulturausschuß zu berichten.


m) Hof Akkerboom                                               - Drs. 770 -





------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag des Ortsbeirates Mettenhof vor:

Der Ortsbeirat Mettenhof fordert die Ratsversammlung der Landeshaupt​stadt Kiel einstimmig auf, bei den Haushaltsberatungen für das Jahr 1999 den Ansatz für den Hof Akkerboom nicht zu kürzen.


Beschluß:  Diskussion und Beschluß siehe Protokoll

n) Vorgesehene Streichung des Zuschusses für die               - Drs. 771 ​


Arbeit des Kulturladens "Leuchtturm" 


--------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag des Ortsbeirates Pries/Friedrichsort vor:

Der Ortsbeirat fordert den Oberbürgermeister Gansel auf, die vorgesehene Reduzierung des Zuschusses für die Arbeit des Kulturladens "Leuchtturm" zurückzunehmen.


Hilfsweise bittet der Ortsbeirat den Kulturausschuß bzw. die Ratsver-


sammlung einer derartigen Kürzung nicht zuzustimmen.


Beschluß:  Diskussion und Beschluß siehe Protokoll

o) Vorgesehene Kürzung des Zuschusses für die                  - Drs. 772 


​Arbeit des Kommunikationszentrums Hansastr. 48 e.V. 


--------------------------------------------------- 

Hierzu liegt folgender Antrag des Ortsbeirates Ravensberg/Brunswik/Dü-


sternbrook vor:

Der Ortsbeirat bittet den Herrn Oberbürgermeister Gansel, auf eine even​tuell vorgesehene Kürzung des ZUschusses für die Arbeit des Kommunikati​onszentrums Hansastraße 48 e. V. um 10.000,00 DM zu verzichten.

Darüber hinaus empfiehlt der Ortsbeirat, einen 5-Jahresvertrag mit dem Kmmunikationszentrum abzuschließen, damit die weitere kulturelle Arbeit des Vereins abgesichert ist.


Beschluß:  Diskussion und Beschluß siehe Protokoll

u) Änderung der "Grundsätze für die Verleihung des             - Drs. 796 


​Kulturpreises der LHS Kiel" 


----------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:


Ziff. 3 Satz 1 der Grundsätze für die Verleihung des Kulturpreises der


Landeshauptstadt Kiel erhält folgende Fassung:


Der Kulturpreis wird alljährlich im Rahmen der Kieler Woche verliehen.


Beschluß:  Verwiesen


Einzelplan 4

Punkt 5 v)  Sozialhilfeleistungen                           - Drs. 797 


​CDU-Ratsfraktion


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Punkt 5 g)  Sozialticket                                    - Drs. 757 ​


SPD-Ratsfraktion


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit


Ratsherr
R a u p a c h    (SPD) stellt im Namen seiner Fraktion den

Antrag, im Verwaltungshaushalt bei der HHSt. 4601.7025 den Sperrvermerk auf 70.000,00 DM zu erhöhen.


Beschluß über diesen Antrag: Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 4 Verwaltungs-


haushalt: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 4 Vermögenshaus​halt: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt Einzelplan 4: Nach Antrag - mit


Mehrheit

Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 4: Nach Antrag - mit


Mehrheit

v) Haushaltssatzung der Landeshauptstadt Kiel                  - Drs. 797 


​für das Haushaltsjahr 1999                                  


------------------------------------------ 


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, eine wirksame Mißbrauchskon​trolle bei der Gewährung von Sozialhilfeleistungen durchzuführen. Hierzu ist aus dem vorhandenen Mitarbeiterkreis eine Arbeitsgruppe zu bilden, die auch stichprobenweise Überprüfungen vor Ort durchführt.


Beschluß:
  A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

g) Sozialticket                                                - Drs. 757 


​------------ 


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, rechtzeitig zu den Beratungen über den Haushaltsentwurf 2000 ein neues Konzept zum Sozialticket vorzulegen. Da​zu sind mit den beteiligten Aufgabenträgern/Gebietskörperschaften Ge​spräche zur Finanzierung aufzunehmen. Darüber hinaus ist zu prüfen, ob die Gültigkeit des Sozialtickets auf die Nebenverkehrszeiten beschränkt werden kann.


Einzelplan 5

Punkt 5 a)  Wirtschaftsplan für das Städtische              - Drs. 736 


​Krankenhaus für das Wirtschaftsjahr 1999



(Band 3 - Seiten 285 - 294)


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig


Zum Vermögenshaushalt wird aufgerufen:

Punkt 5 r)  Sanierung Sportanlage Moorteichwiese            - Drs. 783 ​


Ortsbeirat Mitte


Beschluß: Abgelehnt - einstimmig


Ratsfrau
E n g e l k e    (CDU) stellt im Namen ihrer Fraktion den

Antrag, im Verwaltungshaushalt bei der HHSt. 50.655 den Sperrvermerk auf 50.000,00 DM zu reduzieren.


Ratsfrau
D i c k h o f f   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) zieht im Namen ih-

rer Fraktion den Antrag (rote Liste), im Verwaltungshaushalt bei der HHSt. 50.7007 einen Sperrvermerk einzufügen, zurück.

Ratsherr    K o t t e k    (S-U-K) zieht im Namen seiner Fraktion den Antrag (rote Liste), im Verwaltungshaushalt bei der HHSt. 50.7021 die Ausgaben zu reduzieren, zurück.

Beschluß über die Veränderung des Sperrvermerkes, HHSt. 50.655: Nach


Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 5 Verwaltungs-


haushalt: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 5 Vermögenshaus​halt: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt Einzelplan 5: Nach Antrag - mit


Mehrheit

Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 5: Nach Antrag - mit


Mehrheit

r) Betreff: Sanierung der Sportanlage Moorteichwiese


Berichterstatter: Frau Kühl - Vorsitzende -

Antrag:  Für die Sanierung der Sportanlage Moorteichwiese werden die er​forderlichen Mittel in den Haushalt 1999 eingestellt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

Einzelplan 6

Zum Verwaltungshaushalt wird aufgerufen:

Punkt 5 h)  Bauflächen für Eigenheime                          - Drs. 758 



​SPD-Ratsfraktion

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 6 Verwaltungshaus​halt: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 6 Vermögenshaus​halt: Abgelehnt - mit Mehrheit

h) Bauflächen für Eigenheime                                   - Drs. 758 


​------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, der Ratsversammlung kurzfristig ein Konzept zur Bereitstellung von günstigen Bauflächen (z. B. Hinter​land und Baulücken) für Eigenheimbauten vorzulegen.


Beschluß:

Einzelplan 7

Zum Verwaltungshaushalt werden aufgerufen:

Punkt 5 j)  Gebühren für die Abwasserbeseitigung im Jahr 1999  - Drs. 731 ​



hier: 18. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

Punkt 5 i)  Satzungsgemäße Straßenreinigung gegen Gebühr       - Drs. 678 ​



(16. Nachtragssatzung)

Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

Punkt 5 k)  4. Nachtragsgebührensatzung zur Satzung über       - Drs. 744 ​



die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen im



Stadtgebiet Kiel (Abfallgebührensatzung)

Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 7 Verwaltungshaus​halt: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 7 Vermögenshaus​halt: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 7: Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 7: Nach Antrag - mit Mehrheit

j) Betreff: Gebühren für die Abwasserbeseitigung im Jahre      - Drs. 731 



1999;



hier: 18. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag:  Der anliegenden 18. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhe​bung von Gebühren für die Benutzung der Abwasseranlagen der Landeshauptstadt Kiel (Gebührensatzung) vom 23. Dezember 1981 wird zugestimmt.


Beschluß:

i) Betreff: Satzungsgemäße Straßenreinigung gegen Gebühr       - Drs. 678 



​- 16. Nachtragssatzung -


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer/Werkleitung

Antrag:  Die als Anlage 1 beigefügte 16. Nachtragssatzung über die Rei-

nigung der öffentlichen Straßen in der Landeshauptstadt Kiel wird beschlossen.


Beschluß:

k) Betreff: 4. Nachtragsgebührensatzung zur Satzung über die   - Drs. 744 ​



Vermeidung und Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel (Ab​fallgebührensatzung)


Berichterstatter: Stadtrat Schirmer/Werkleitung

Antrag:  Die 4. Nachtragsgebührensatzung zur Satzung über die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel (Anlage 1) wird beschlossen.


Beschluß:

Einzelplan 8

Punkt 5 a)  1 c) Wirtschaftsplan der Kieler Sportboothäfen     - Drs. 736 



​und Ostseehalle für das Wirtschaftsjahr 1999



(Anlage 1)

Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

Zum Verwaltungshaushalt wird aufgerufen:

Punkt 5 s)  Betriebszuschuß Kieler Flughafengesellschaft       - Drs. 784 




​Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit

Zum Vermögenshaushalt wird aufgerufen:

Punkt 5 l)  Erwerb/Veräußerung von Grundstücken                - Drs. 759 




​SPD-Ratsfraktion

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über den Antrag der CDU-Ratsfraktion (rote Liste) zur

HHSt. 881.000.3400 im Vermögenshaushalt: Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 8 Vermögenshaus​halt: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt Einzelplan 8: Nach Antrag - mit Mehrheit

Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 8: Nach Antrag - mit Mehrheit

s) Haushaltsstelle 823.715                                     - Drs. 784 ​Betriebszuschuß Kieler Flughafengesellschaft mbH 


------------------------------------------------ 


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN


vor:

Die Vertreter der Landeshauptstadtd Kiel im Aufsichtsrat der KFG werden angewiesen, darauf hinzuwirken, daß 1999 der von der Stadt Kiel und dem Land Schleswig-Holstein zu leistende Betriebszuschuß maximal 828 TDM be​trägt, indem

a) die Einnahmen der KFG im Bereich Dienstleistungen Flugbetrieb durch Anpassung der Lande- und Abstellentgelte sowie der Bodendienste und Passagiergebühren entsprechend gesteigert werden oder 

b) weitere Kommunen aus der K.E.R.N-Region sich an der Finanzierung des die Höhe von 828 TDM übersteigenden Betriebszuschusses beteiligen.


Beschluß:

l) Erwerb/Veräußerung von Grundstücken                         - Drs. 759 ​


----------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, dem Finanzausschuß zu den Stich​tagen 31. Mai und 31. Oktober über die Entwicklung der Haushaltsansätze bei den Haushaltsstellen


880.000.340 - Verkauf von Grundbesitz 

881.000.3400 - Veräußerung von Grundstücken 881.000.9320 - Erwerb von Grundstücken 

881.030.340 - Einnahmen aus der Veräußerung von Grundstücken im Entwicklungsgebiet Wellsee-Industriebereich 

881.050.340 - Einnahmen aus der Veräußerung von Grundstücken durch die KIWI


zu berichten.


Beschluß:


Einzelplan 9

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 9 Verwaltungs-


haushalt: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 9 Vermögenshaus​halt: abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Verwaltungshaushalt Einzelplan 9: Nach Antrag - mit


Mehrheit 

Beschluß über den Vermögenshaushalt Einzelplan 9: Nach Antrag - mit


Mehrheit

Nachdem über die Einzelpläne beschlossen wurde, stellt Stadtpräsidentin K i e t z e r   (SPD) den Verwaltungs- und den Vermögenshaushalt für

das Haushaltsjahr 1999 in der nunmehr jeweils vorliegenden Fassung ins-


gesamt zur Abstimmung.

Beschluß über den Verwaltungshaushalt, Einzelpläne 0 - 9: Nach Antrag -


mit Mehrheit

Beschluß über den Vermögenshaushalt, Einzelpläne 0 - 9: Nach Antrag -


mit Mehrheit

Mittelfristige Finanzplanung und mittelfristsiges Investitionsprogramm


Hierzu werden gemeinsam aufgerufen:

Punkt 5 a)  Mittelfristige Finanzplanung                    - Drs. 736 



​1998 - 2002 (Band 3)

Beschluß über die Fraktionsanträge (rote Liste) zum EPL 2 Mittelfristige Investitionsplanung: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über den Fraktionsantrag (rote Liste) zum EPL 6 Mittelfristige


Investitionsplanung: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über die Mittelfristige Finanzplanung und das Mittelfristige


Investitionsprogramm 1998 - 2002: Nach Antrag - mit Mehrheit

b)  Betreff: Stellenplan 1999                                  - Drs. 738 -



Berichterstatter: Stadtrat Schirmer



Antrag:  Den in der Anlage 1 zusammengefaßten 




- Vorschlägen zur Einrichtung neuer Planstellen, zu





Stellenstreichungen und





den in der Anlage 2 zusammengefaßten

- Entscheidungen über die Veränderung von Planstellen, die die Verwaltung seit der Beschlußfassung über den Stellen-

plan 1998 im Rahmen der ihr durch Beschluß des Personalaus​schusses vom 19.11.1984 erteilten Befugnisse getroffen hat sowie 

- den Entscheidungen, die die Ämter und Pilotämter im Rahmen der ihnen übertragenen Befugnisse getroffen haben (Anlage 2)




wird zugestimmt.



Hierzu liegen als Beratungsunterlagen vor:

Die Verwaltungsvorlage 5 b) "Sellenplan 1999"              - Drs. 738 ​

mit Ergänzungsmaterial zur Vorlage




sowie folgende Anträge:

Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN              - Drs. 739 ​"Stellenplanberatungen"

Antrag der SPD-Ratsfraktion                                - Drs. 773 

​"Antrag zum Stellenplan"

Antrag der CDU-Ratsfraktion                                - Drs. 776 ​"Stellenplan 1999, UA 4601"

Antrag der CDU-Ratsfraktion                                - Drs. 777​"Stellenplan 1999, UA 5110"

Ratsfrau    L i n d n e r   (SPD) stellt im Namen ihrer Fraktion fol​genden Alternativantrag zur Drs. 777:




5110 - Städtisches Krankenhaus 




Die Stelle 1 x Stadtangesteller   Bei der Stelle 

SAR                               1 x Ltd. Verwaltungsdirektor, kw 1 Nachfolger Verwaltungsleiter      BBesO 

wird ab 31.12.1999 besetzt        wird der kw-Vermerk gestrichen.




Beschluß über die Drs. 739: abgelehnt - mit Mehrheit 




Beschluß über die Drs. 773: Nach Antrag - mit Mehrheit 




Beschluß über die Drs. 776: Abgelehnt - mit Mehrheit

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) stellt den Antrag der CDU​Ratsfraktion, Drs. 777, und den Alternativantrag der SPD-Ratsfraktion zur Abstimmung. Dabei erhält der Antrag der SPD-Ratsfraktion die Mehr​heit der abgegebenen Stimmen.

Danach stellt Stadtpräsidentin Kietzer den Stellenplan 1999, Drs. 738, in der nun vorliegenden geänderten Fassung zur Abstimmung.




Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit.

Stadtpräsidentin Kietzer läßt über die Haushaltssatzung der Landes​hauptstadt Kiel, Drs. 736, in dere nunmehr vorliegenden Fassung abstim​men.

Beschluß über die Haushaltssatzung: Nach Antrag - mit Mehrheit.

Oberbürermeister   G a n s e l    teilt mit, daß bisher die Haushalts​satzung nach Beendigung der Haushaltsberatungen vom Kämmerer vorgelesen wurde. Eine gemeinsame Prüfung des Rechtsamtes und des Kämmerei- und Steueramtes hat ergeben, daß dies nicht mehr erforderlich ist.

6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


a) Spendenaktion für Kaliningrad



Stadtpräsidentin    K i e t z e r    (SPD) teilt mit, daß auf dem




Spendenkonto bisher 45.000,00 DM eingegangen sind.




Kenntnis genommen.

7. Mitteilungen des Oberbürgermeisters 

a) Antrag zur Errichtung eines islamischen                     - Drs. 725 -



Friedhofes in Kiel

Bei der Genehmigumng der Tagesordnung wurde beschlossen, diese Geschäft​liche Mitteilung gemeinsam mit Punkt 21. zu behandeln.



Beratung und Beschlußfassung siehe dort.

8. Anträge der Fraktion 

a) Veränderungen bei den freiwilligen und gesetz-              - Drs. 750 -



lichen Zuwendungen durch die LHS Kiel an Träger sozia-



ler Einrichtungen und Projekte



hier: Bereiche Jugend, Soziales, Gesundheit und




Kultur



Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, nach Vorliegen des WIBERA-Gutachtens Vorschläge für eine Budgetierung in der Förderpolitik vorzulegen.

Insbesondere sollen statt der bisher üblichen Zuwendungsbescheide wo möglich Zuwendungsverträge realisiert werden, in denen Aussagen zur Strukturqualität (Ausstattung, Öffnungszeiten, Rahmenbedingungen usw.), Prozeßqualität (Abläufe der Leistungen und Maßnahmen, Methoden, Konzep​te, Umsetzung usw.) und Ergebnisqualität (Wirksamkeit, Produkte, Mengen, Dokumentation usw.) als Zielvereinbarungen enthalten.

Es sollen dabei auch Vorschläge entwickelt werden, die der Stadt und ih​ren Vertragspartnern eine mehrjährige Planungssicherheit ermöglichen können.

Die Vorschläge sollen den Fachausschüssen zeitnah noch mit dem WIBERA​Gutachten vorgelegt werden.

Ratsfrau    D i c k h o f f    (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) stellt den Ge​schäftsordnungsantrag auf Überweisung in die Fachausschüsse.

Ratsherr    H e i n e m a n n    (SPD) ändert im Namen seiner Fraktion den 1. Satz des Antrages wie folgt ab: 

"Die Verwaltung wird beauftragt, nach Vorliegen des WIBERA-Gutachtens

und in Abstimmung mit weiteren Zuschußgebern Vorschläge für eine Budge​tierung in der Förderpoliutik vorzulegen."

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über die veränderte Drs. 750: Nach Antrag - einstimmig.

b) Umbesetzung von Ausschüssen                                 - Drs. 751 -



Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:



Es werden gewählt in den 



Finanzausschuß: Thomas Wehner (ordentliches Mitglied) 

Finanzausschuß: Inge Lindner (ordentliches Mitglied) Kulturausschuß: Jürgen Fenske 



Wirtschaftsausschuß: Thomas Wehner (Vertreter) 

Sonderausschuß Geschäftsordnung: Thomas Wehner (Vertreter)

Stellvertretender Vorsitzender des Finanzausschusses wird Wolfgang Schulz.

Stadtpräsidentin    K i e t z e r    (SPD) teilt mit, daß es folgende Änderungen zu diesem Punkt gibt: 



Der Antrag wird um den Satz "Stellvertretendes Mitglied im Finanzaus-


schuß wird Jürgen Fenske" ergänzt.

Der letzte Satz in der Begründung "Jürgen Fenske scheidet aus dem Fi-


nanzausschuß aus" wird gestrichen.

Beschluß über die veränderte Drs. 751: Nach Antrag - einstimmig.

c) Einsetzung einer Personalfindungskommission                 - Drs. 752 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Aus Anlaß des Ausscheidens von Stadtrat Dr. Flagge wird eine Kommission


eingerichtet, die folgende Punkte beraten soll:


1. Bewertung aller eingegangenen Bewerbungen 

2. Erarbeitung eines Beschlußvorschlages für die Ratsversammlung


Die Kommission soll folgendermaßen zusammengesetzt sein:


- 3 Vertreter der SPD-Fraktion


- 2 Vertreter der CDU-Fraktion


- 1 Vertreter der Fraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN


- 1 Vertreter der SUK-Fraktion


- der Oberbürgermeister


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

d) Nachwahl im Ortsbeirat Ellerbek/Wellingdorf                 - Drs. 789 -


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:


Für das verstorbene Mitglied Bruno Albert, Poppenrade 49, 24148 Kiel,


wird


Frau Steffi Masuch, Poppenrade 41, 24148 Kiel


in den o. g. Ortsbeirat gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

e) Umbestzung im Ortsbeirat Wik                                - Drs. 800 ​


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vo  : 


Herr Thomas Hagemann vom Scheidt scheidet aus dem Ortsbeirat Wik aus.


Als neues Mitglied wird


Her Sven Gummersbach, Aubereg 70, 24106 Kiel


gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

f) Umbesetzung im Ausschuß für Soziales, Wohnen und            - Drs. 801 ​


Gesundheit


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Frau Helga Hillebrand (Stellvertretendes Mitglied scheidet aus. Als


neues stellvertretendes Mitglied wird



Frau Edina Dickhoff, Kirchenweg 10, 24143 Kiel



gewählt.



Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

9. Betreff:  Jahresrechnung 1997 mit Schlußbericht des            - Drs. 696 -




Rechnungsprüfungsamtes


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel


Antrag:
Gemäß § 84 GO i. d. F. vom 23.07.1996 (GVOBl. Schl.-H. 1996,




S. 529) werden




der Jahresrechnung 1997




im Verwaltungshaushalt 




in den Einnahmen mit              1.121.503.370,68 DM

in den Ausgaben mit               1.125.569.808,03 DM somit mit einem Fehlbetrag von
  4.066.437,35 DM




im Vermögenshaushalt 




in den Einnahmen mit
248.662.153,71 DM




in den Ausgaben mit
248.662.153,71 DM






ausgeglichen




und

dem Schlußbericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung der Jahresrechnung 1997




zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

10. Betreff:  B-Plan Nr. 835 für das Baugebiet Kiel-Gaarden,       - Drs. 656 ​




zwischen Werftstraße, Kieler Straße, Jugend-

herberge, Schwimmhalle Gaarden und Postfuhramt (Flurstück 170, Flur N 14)




(Erneuter Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel-Gaarden zwischen Werftstraße, Kieler Stra-

ße, Jugendherberge, Schwimmhalle Gaarden und Postfuhramt (Flur​stück 170, Flur N 14) wird der Bebauungsplan Nr. 835 aufgestellt.

Ratsherr    W u n d e r    (CDU) stellt den Geschäftsordnungsantrag auf Zu​rückstellung bis das Urteil vorliegt, hilfsweise Vertagung.

Beschluß über den Antrag auf Zurückstellung: Abgelehnt - mit Mehrheit Beschluß über den Antrag auf Vertagung: Abgelehnt - mit Mehrheit


Beschluß über die Drs. 656: Nach Antrag - mit Mehrheit

11. Betreff:  B-Plan Nr. 853 b für das Baugebiet Kiel-Neumei-      - Drs. 726 




​mersdorf, südlich der Ortslage, westlich der B 404 (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag:
I.  Die Anregungen zum Bebauungsplan Nr. 853 b, der in der Zeit

vom 25.09.1998 bis zum 26.10.1998 öffentlich ausgelegen hat, von

a) der Stadtwerke Kiel AG, Postfach 41 60, 24100 Kiel, werden berücksichtigt

b) dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V., Olshausenstraße 12, 24118 Kiel, werden nicht berücksich​tigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Neumeimersdorf, südlich der Ortslage, zwischen der B 404 und dem Bustorfer Weg wird der Bebauungs​plan Nr. 853 b entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen. Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.

III. Für den Bebauungsplan Nr. 853 a wird eine Satzung über den Genehmigungsvorbehalt von Grundstücksteilungen gem. § 19 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff:  B-Plan Nr. 853 c für das Baugebiet Kiel-Neumei-      - Drs. 727 




​mersdorf, südöstlich Bustorfer Weg (Satzungs-




beschluß)


Berichterstatter:  Stadtrat Klein-Knott


Antrag:

I.

Die Anregungen zum Bebauungsplan Nr. 853 c, der in der Zeit

vom 25.09.1998 bis zum 26.10.1998 öffentlich ausgelegen hat, von






a) der Stadtwerke Kiel AG, Postfach 4160, 24100 Kiel








werden berücksichtigt,

b) dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V., Olshausenstraße 12, 24118 Kiel, werden teilweise berück​sichtigt und

c) Herrn Kai Dirks, Düsternbrooker Weg 37, 24105 Kiel, werden nicht berücksichtigt.

II.   Für das Baugebiet Kiel-Neumeimersdorf, südöstlich Bustorfer Weg wird der Bebauungsplan Nr. 853 c entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen. Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.

III.  Für den Bebauungsplan Nr. 853 c wird eine Satzung über den Genehmigungsvorbehalt von Grundstücksteilungen gem. § 19 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff:  136. Änderung des F-Planes der Stadt Kiel -          - Drs. 728 



​Fassung 1970 - für einen Bereich in Kiel-Schreven-




teich, zwischen Gutenbergstraße, Eckernförder



Straße und Güterbahn West (Endgültiger Beschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:

Für einen Bereich in Kiel-Schreventeich zwischen Gutenbergstraße,

Eckernförder Straße und Güterbahn West wird die 136. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - entspre​chend dem in der Sitzung aushängenden Plan endgültig beschlossen.




Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

14. Betreff:  Werbeanlagensatzung "Küstenlinie"                    - Drs. 729 ​(Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag:
Die Werbeanlagensatzung "Küstenlinie", bestehend aus Text und

Plan, wird gemäß § 92 Landesbauordnung (LBO) beschlossen. Der Geltungsbereich ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekenn​zeichnet und wird wie folgt beschrieben: 

Seewasserstraßen (Kieler Förde und Hörn) bis zur seewärtigen Be​grenzung der Binnenwasserstraßen sowie die landseitigen Bereiche südlich der Gemeindegrenze Mönkeberg, westlich einer Linie, die in 100 Meter Abstand parallel zur Küstenlinie verläuft, nördlich des Gemeinschaftskraftwerkes Kiel, westlich der Industriebahn (Grenze Ostuferhafen), westlich der Fortsetzungslinie über die Schwentine, westlich des Seefischmarktes, nordwestlich der Ost​uferbahn, nordwestlich einer Verbindungslinie zwischen Ostufer​bahn und Werftstraße, westlich der Werftstraße, nordöstlich der Gablenzstraße, östlich der Schröpfecke bis zur nördlichen Begren​zung der Bahnsteighalle des Hauptbahnhofes, östlich der Kaistra​ße, nördlich des Stresemannplatzes, östlich der Andreas-Gayk​Straße, südöstlich der Fabrikstraße, südlich der Hafenstraße, östlich der Straße Wall, nördlich der Fußwegverbindung Wall/Eg​gerstedtstraße, östlich der Burgstraße/Dänische Straße, südlich des Prinzengartens, östlich des Düsternbrooker Weges, nordöstlich der Lindenallee, nordöstlich der Bismarckallee bis Hirschfeld​blick, nordöstlich des Hindenburgufers, östlich der Schweriner Straße, östlich der Mecklenburger Straße, östlich der Verbin​dungslinie zwischen nördlichem Ende der Mecklenburger Straße und der südwestlichen Ecke des Grundstückes Königstraße 32, südlich der Grundstücke Königstraße 32-52, südöstlich der Strandstraße, östlich Voßbrook, östlich der Kleinbahn Neuwittenbek-Voßbrook, südöstlich Prieser Strand und Christianspries, südlich einer Ver​bindungslinie zwischen Falckensteiner Straße und Festungsgraben, südlich und östlich des Deichweges, östlich des Weges Falcken​steiner Strand bis Scheidekoppel, nordöstlich der Abbruchkante Steilufer, nordöstlich der Strandpromenade, nördlich des Starwe​ges, östlich der Straßen Drachenbahn und Soling bis zur Gemeinde​grenze Strande.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

15. Betreff:  Satzung über den Genehmigungsvorbehalt von           - Drs. 730 ​Grundstücksteilungen nach § 19 Abs.1 Baugesetzbuch


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:
Für den Bereich der rechtskräftigen Bebauungspläne der Landes-

hauptstadt Kiel wird nach § 19 Abs. 1 BauGB eine Satzung über den Genehmigungsvorbehalt von Grundstücksteilungen beschlossen.

Der als Anlage beigefügte Übersichtsplan ist Bestandteil der Satzung.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff:  Umstufung öffentlicher Straßen                       - Drs. 732 ​



hier: 3. Fährterminal (Zollinland)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag:
Nach § 7 Abs. 1 und 4 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes

Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fassung vom 02.04.1996 (GVOBl. Schl.-H., S. 413) wird der 3. Fährterminal (Zollinland) vom Geh​weg (sonstigen öffentlichen Verkehrsfläche) nach § 3 Abs. 1

Nr. 4 b StrWG zur Mischfläche (sonstigen öffentlichen Verkehrs​fläche) gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 c StrWG umgestuft.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff:  Neubesetzung des Beirates für Stadtgestaltung        - Drs. 733 ​Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:
Zu Migliedern des Beirates für Stadtgestaltung werden gewählt:



1. Herr Jürgen Baade, Am Wiesenhof 7, 24107 Kiel

2. Herr Olaf Schulz, Chemnitzstraße 18, 24114 Kiel 3. Herr Manfred Nagel, Esmarchstraße 62, 24105 Kiel 4. Herr Norbert Figge, Herderstraße 2, 24116 Kiel 

5. Der Vorschlag der CDU-Ratsfraktion wird nachgereicht

Hierzu wurde ein Änderungsantrag der SPD-Ratsfraktion, Drs. 785, auf den Tisch gelegt. Ein Antrag der CDU-Ratsfraktion ist Bestandteil der Vorlage.


Zu Mitgliedern des Beirates für Stadtgestaltung werden gewählt:


1. Herr Jürgen Baade, Am Wiesenhof 7, 24107 Kiel 


2. Herr Olaf Schulz, Chemnitzstraße 18, 24114 Kiel 

3. Frau Marie-Luise Zastrow, Stadtraum Gruppe, Adolfstraße 11, 24105 Kiel


4. Herr Norbert Figge, Herderstraße 2, 24116 Kiel


5. Herr Manfred Wareiner, Frenssenstraße 29, 24159 Kiel


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig.

18. Betreff:  Siebte Nachtragssatzung zur Satzung über die Ver-    - Drs. 745 



​meidung und Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet



Kiel (Abfallsatzung)


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer/Werkleitung


Antrag:
Die siebte Nachtragssatzung zur Satzung über die Vermeidung und

Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel (Anlage) wird be​schlossen.

Hierzu wurde ein Änderungsantrag der CDU-Ratsfraktion, Drs. 790, auf den


Tisch gelegt.

Ratsherr    H u c k r i e d e    (CDU) zieht im Namen seiner Fraktion den


Änderungsantrag zurück.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit.

19. Betreff:  Wahl eines Schiedsmannes                             - Drs. 740 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Für die Dauer von fünf Jahren wird im Bezirk Pries/Friedrichsort



zum Schiedsmann gewählt:

Karsten Veth, Fritz-Reuter-Straße 4, 24159 Kiel


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff:  Städtisches Beurteilungssystem                       - Drs. 741 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
a) Die Richtlinien über die Beurteilung der Beamtinnen und Beam-

ten der Landeshauptstadt Kiel (kurz: Beurteilungsrichtlinien) werden in der vorliegenden Form beschlossen.

b) Bis zum 31.12.1999 sind auch für den Arbeitnehmerbereich Per​sonalfördergespräche verbindlich einzuführen.

Als Übergangsregelung gilt für Anlaßbeurteilungen das bisher praktizierte Verfahren.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff:  Antrag zur Errichtung eines islamischen Friedhofes   - Drs. 763 ​



in Kiel


Berichterstatter:  Herr Orhan Cerrah


Antrag:
Dem Antrag zur Errichtung eines islamischen Friedhofes in Kiel



wird zugestimmt.


7. a) Geschäftliche Mitteilung: 

Antrag zur Errichtung eines islamischen Friedhofes in Kiel     - Drs. 725 

​Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, die Geschäftliche Mitteilung gemeinsam mit Punkt 21. zu behandeln Die Dringlichkeit wurde anerkannt.

Ratsherr    L i n d n e r    (SPD) gibt zu Protokoll, daß "im Bauausschuß


über das Ergebnis der Verhandlungen berichtet werden soll."


Beschluß über die Drs. 725: Kenntnis genommen. 


Beschluß über die Drs. 763: Nach Antraag - einstimmig.

22. Betreff:  Aufhebung der Rechnungsprüfungsordnung der LHS       - Drs. 761 



​Kiel


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel


Antrag:
1. Die Rechnungsprüfungsordnung der Landeshauptstadt Kiel (RPO)

vom 18.04.1984, zuletzt geändert durch den 2. Nachtrag vom 30.10.1990, wird ersatzlos aufgehoben.

2. Dem Rechnungsprüfungsamt werden gemäß § 116 (2) GO folgende Aufgaben übertragen:

1. die Vorräte und Vermögensbestände zu prüfen 




2. die Vergaben zu prüfen, 

3. die Wirtschaftsführung der Eigenbetriebe laufend zu prüfen, 

4. die Betätigung der Stadt als Gessellschafterin oder Aktio​

närin zu prüfen, 

5. die Kassen-, Buch- und Betriebsprüfung, die sich die Stadt bei einer Beteiligung, bei der Hingabe eines Darlehens oder sonst vorbehalten hat, 

6. die technisch-wirtschaftliche Prüfung von Plänen und Ko​stenberechnungen der Baumaßnahmen und Beschaffungen der Stadt einschließlich der Bauausführung und -abrechnung, 

7. die Prüfung von Verwendungsnachweisen gemäß den Verwal​tungsvorschriften der Landeshaushaltsordnung und den ergän​zenden Bestimmungen, 

8. die Prüfung bei Verträgen über die Beauftragung von frei​schaffenden Architekten, Ingenieuren und Sonderfachleuten,

9. die Prüfung von Datenverarbeitungsprogrammen, die die Er​mittlung von Ansprüchen und Verpflichtungen beinhalten, nach ihrer Freigabe durch das Fachamt. Art und Umfang der Prüfung bestimmt das Rechnungsprüfungsamt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff:  Genehmigung von Einzelentscheidungen gem. § 82 GO    - Drs. 762 ​- unerhebliche Haushaltsveränderungen -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel


Antrag:
Die in der anliegenden Liste aufgeführten Einzelentscheidungen




gemäß § 82 der Gemeindeordnung in Höhe von insgesamt




735.130,00 DM werden genehmigt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

24. Betreff:  Erneuerung der Heizungsanlage der Holsteinhalle      - Drs. 786 ​




mit Fernwärmeanschluß einschl. der Dach-, Fenster-




und Beleuchtungssanierung - Sanierung Holstein-




halle -




hier: Genehmigung einer außerplanmäßigen Ausgabe


Berichterstatter:  Bürgermeisterin Bommelmann


Antrag:
a) Zugestimmt wird der Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe





bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 561.014.940





- Sanierung der Holsteinhalle - in Höhe von 1.071.000,00 DM

b) Die Mehrausgabe wird gedeckt durch Minderausgaben in derselben Höhe bei folgenden Haushaltsstellen:





Amt 20, HHSt. 21.543       650.000,00 DM (Ring 251)





Amt 51, HHSt. 561.542       36.000,00 DM

Amt 51, HHSt. 561.543       20.000,00 DM Amt 42, HHSt. 4640.7000    365.000,00 DM gesamt                   1.071.000,00 DM

c) Bei den Haushaltsstellen 915.86 - Zuführung zum Vermögenshaus​halt - und 915.000.30 - Zuführung vom Verwaltungshaushalt ​wird der Zuführungsbetrag um die unter b) genannte Gesamtsumme erhöht.

25. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin    K i e t z e r    (SPD) teilt mit, daß die nächste Sit​zung der Ratsversammlung asm 21.01.1999 stattfindet und schließt die Öf​fentliche Sitzung der Raatsversammlung.



Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführer

1. Stellv.
1. Stellv.
2. Stellv.

Stadtpräsident

Schriftführer

Schriftführer

